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Einführung1

„When I see something that looks racist, I ask, ,Where is the patriarchy in this?‘ When I see
something that looks sexist, I ask, ,Where is the heterosexism in this?‘ When I see somet-
hing that looks homophobic, I ask, ,Where are the class interests in this?‘“2

Es ist unmöglich, die Identität einer Person allein über ihre Religion oder über ihr
Alter zu bestimmen. Doch das Antidiskriminierungsrecht hält an der isolierten
Analyse einzelner Kategorien fest. Es verkennt, dass gerade die Wechselwirkun-
gen zwischen den einzelnen Merkmalen die Identität der betroffenen Person ver-
vollständigen und damit ihre Diskriminierungserfahrung entscheidend prägen.

Eine intersektionale Perspektive macht die Mehrdimensionalität von Identi-
täten sichtbar. Matsuda beschreibt die Analyse der intersektionalen Diskrimi-
nierung treffend als eine Methode, die „die andere Frage“ stellt: Wo steckt das
Patriarchat im Rassismus? Wo findet sich der Heterosexismus im Sexismus?3 Es
ist Zeit, diese Perspektive im Antidiskriminierungsrecht sichtbar zu machen.

A. Schutzlücke

In den letzten Jahren führten diverse Ereignisse zu einer Sensibilisierung der
Gesellschaft für individuelle Diskriminierungserfahrungen. 2017 eröffnete die
#MeToo-Debatte, ausgelöst durch den Weinstein-Skandal, eine Diskussion über
sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz. 2018 folgte die #MeTwo-Debatte, die auf
die Diskriminierung von Menschen mit Migrationshintergrund aufmerksam
machte. 2020 erreichte die Black Lives Matter-Bewegung ihren Höhepunkt, in-
dem sie als Reaktion auf Polizeigewalt gegen Schwarze Personen4 in den USA

1 Aus Gründen der Lesbarkeit wird im Folgenden das generische Femininum verwendet.
Soweit nicht gesondert gekennzeichnet, sind hiervon sämtliche Geschlechtsidentitäten mit-
umfasst.

2 „Wenn ich etwas sehe, das rassistisch aussieht, frage ich: ,Wo ist das Patriarchat darin?‘
Wenn ich etwas sehe, das sexistisch aussieht, frage ich: ,Wo ist der Heterosexismus darin?‘
Wenn ich etwas sehe, das homophob aussieht, frage ich: ,Wo sind hier die Klasseninteres-
sen?‘“ (Übersetzung durch die Verfasserin). Matsuda, Stan. L. Rev. 1990, S. 1183 (1189).

3 Matsuda, Stan. L. Rev. 1990, S. 1183 (1189); siehe auch: Markard, KJ 2009, S. 353.
4 Bei dem Begriff „Schwarze Person“ handelt es sich um eine Selbstbezeichnung, die eine

von Rassismus betroffene gesellschaftliche Position beschreibt. „Schwarz“ wird dabei groß
geschrieben, um zu verdeutlichen, dass es sich um ein konstruiertes Zuordnungsmuster han-
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Rassismus und Rassendiskriminierung verurteilte. Infolge dieser Bewegungen
erstarkte in der Gesellschaft die Forderung, rechtlich und politisch gegen die
angeprangerten Diskriminierungen vorzugehen. Parallel hierzu verzeichnete
auch die Antidiskriminierungsstelle des Bundes einen deutlichen Anstieg von
Beratungsanfragen zu Diskriminierungserfahrungen aufgrund dieser Merk-
male.5

Es fällt auf, dass sich die verschiedenen Antidiskriminierungsbewegungen je-
weils auf Ungleichbehandlungen wegen des in den Blick genommenen Merkmals
fokussieren und dabei die Wechselwirkungen mit weiteren Diskriminierungs-
merkmalen ausklammern. Während #MeToo das Geschlecht in den Blick
nimmt, fokussiert #MeTwo sich auf die ethnische Zugehörigkeit und die Black
Lives Matter-Bewegung mahnt Diskriminierungen aufgrund der „Rasse“6 an.
Dieser Fokus erklärt sich vor dem Hintergrund der rechtlichen Behandlung von
Diskriminierungen. Nach § 1 AGG zielt das deutsche Antidiskriminierungsrecht
darauf, „Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen
Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen.“
Nach dem Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1 AGG ist eine Diskriminierung
die weniger günstige Behandlung einer Person aus einem der in § 1 AGG aufge-
führten Gründe. Das Antidiskriminierungsrecht verfolgt einen monokausalen
Ansatz – verboten ist die Diskriminierung wegen eines in § 1 AGG genannten
Grundes. Entsprechend muss sich eine mögliche Rechtfertigung gemäß § 4 AGG
auf jedes betroffene Diskriminierungsmerkmal beziehen. Die Wechselwirkungen
zwischen den einzelnen Diskriminierungsmerkmalen beachtet das Recht nicht.
Das AGG setzt verschiedene Antidiskriminierungs-Richtlinien um und ist damit
jedenfalls im Bereich des Arbeitsrechts vollständig unionsrechtlich determiniert.
Damit folgt dieser monokausale Diskriminierungsschutz aus dem unionalen An-
tidiskriminierungsrecht.

delt und nicht um eine tatsächliche Eigenschaft, die auf die Hautfarbe einer Person zurück-
zuführen ist. Schwarz-Sein bedeutet in diesem Kontext nicht nur, pauschal einer ethnischen
Gruppe zugeordnet zu werden, sondern ist auch mit der Erfahrung verbunden, auf eine
bestimmte Art wahrgenommen zu werden. Siehe: Schearer/Haruna, Über Schwarze Men-
schen in Deutschland berichten, 2013, abzurufen unter: https://isdonline.de/uber-schwarze-m
enschen-in-deutschland-berichten/ (zuletzt abgerufen am: 20.02.2024). Diese Selbstbezeich-
nung wird in dieser Untersuchung verwendet.

5 Vierter Gemeinsamer Bericht der Antidiskriminierungsstelle des Bundes 2021, S. 16,
abzurufen unter: https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/pu
blikationen/BT Bericht/gemeinsamer bericht vierter 2021.pdf (zuletzt abgerufen am:
20.12.2024).

6 Siehe zum umstrittenen Begriff der „Rasse“ Erwägungsgrund Nr. 6 der RL 2000/43/EG:
„Die Europäische Union weist Theorien, mit denen versucht wird, die Existenz verschiedener
menschlicher Rassen zu belegen, zurück. Die Verwendung des Begriffs ,Rasse‘ in dieser Richt-
linie impliziert nicht die Akzeptanz solcher Theorien.“ Dasselbe gilt für diese Untersuchung.
Der Begriff wird daher ausschließlich in Anführungszeichen verwendet.
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Die Lebenswirklichkeit bildet das geltende Antidiskriminierungsrecht damit
nur unzureichend ab. Es verkennt, dass Menschen multiple Identitäten haben,
die auf unterschiedliche Weise diskriminierungsanfällig sind: Alle Menschen ha-
ben ein Alter, ein Geschlecht, eine sexuelle Orientierung und eine ethnische Her-
kunft; viele sind oder werden im Laufe ihres Lebens religiös und einige haben
oder erlangen eine Behinderung.7 Die verschiedenen Merkmale sind bei jeder
Person unterschiedlich ausgeprägt und machen sie daher in verschiedenen Le-
bensbereichen unterschiedlich stark anfällig für Diskriminierungen. Eine Dis-
kriminierungserfahrung ist als Ausdruck der zugeschriebenen Identität häufig
komplex und kann regelmäßig nicht mit nur einem einzelnen Diskriminierungs-
merkmal abgebildet werden.8 Insbesondere Frauen aus ethnischen Minderhei-
ten, ältere Frauen, Schwarze Frauen sowie Frauen mit Behinderungen gehören
in vielen Mitgliedstaaten der Europäischen Union zu den am stärksten benach-
teiligten Gruppen.9 Ihre Diskriminierungserfahrungen zeichnen sich gerade da-
durch aus, dass zu dem Geschlecht mindestens ein weiteres diskriminierungsre-
levantes Merkmal hinzutritt.

Paradigmatisch für das deutsche Arbeitsrecht ist die Diskriminierung einer
kopftuchtragenden Arbeitnehmerin. Wird ihr das Tragen des Kopftuchs durch
die Arbeitgeberin aufgrund eines im Unternehmen geltenden religiösen Neutra-
litätsgebots während der Arbeit untersagt, kann diese Ungleichbehandlung auf
ihre Religion zurückgeführt werden.10 Allein das Merkmal der Religion erfasst
die Diskriminierungserfahrung der Muslima jedoch nur teilweise. Der auf ein
einzelnes Merkmal beschränkte Blick verkennt den entscheidenden Umstand,
dass nur eine weibliche Muslima der spezifischen Benachteiligung in Form des
Kopftuchverbots ausgesetzt ist.11 Weder ein muslimischer Mann noch eine Frau,
die einer anderen Religion angehört, wird durch das Neutralitätsgebot gleicher-
maßen beeinträchtigt. Die Diskriminierungserfahrung der Muslima wird erst
durch die untrennbare Verschränkung der Diskriminierungsmerkmale der Reli-
gion und des Geschlechts geprägt.

Diese Fälle, in denen eine Person mehrere Merkmale in sich vereint, die sich
überschneiden und auf diese Weise zu einer Benachteiligung führen, werden unter
dem Begriff der intersektionalen Diskriminierung diskutiert.12 Die Diskriminie-
rung liegt, bildlich gesprochen, an der Schnittstelle mehrerer Diskriminierungs-

7 Grünberger, Personale Gleichheit, S. 595; Fredman, in: Schiek/Chege (Hrsg.), European
Union Non-Discrimination Law, S. 72 (74); Sanchez, Scholar 2021, S. 1 (2).

8 Vgl. Naguib, SJZ 2010, S. 233 (235); Lasserre, Erscheinungsbild von Arbeitnehmerinnen,
S. 270 f.

9 Fredman, Intersectional Discrimination in EU Gender Equality and Non-Discrimina-
tion Law, S. 20.

10 So zuletzt: EuGH v. 15.07.2021, C-804/18, C-341/19 – WABE und MH Müller Handel,
NZA 2021, S. 1085. Siehe dazu eingehend unter: § 2 C. II.

11 Siehe auch: Lasserre, Erscheinungsbild von Arbeitnehmerinnen, S. 269.
12 Eingehend: Chege, Multidimensional Discrimination in EU Law, S. 43 ff.
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merkmale.13 Nach dem geltenden Rechtsrahmen erfasst das Antidiskriminie-
rungsrecht die Wechselwirkungen der einzelnen in § 1 AGG genannten Diskri-
minierungsmerkmale nicht. Es besteht mithin eine Schutzlücke an der Schnitt-
stelle der einzelnen Diskriminierungskategorien.

Der rechtliche Rahmen wirkt sich auch auf die Rechtspraxis und die gericht-
liche Verfolgung von intersektionaler Diskriminierung aus. Betroffene passen
ihre Diskriminierungsklage an die rechtliche Struktur an und beschränken sich
auf einzelne Diskriminierungsmerkmale, auch wenn diese nicht die tatsächliche
Diskriminierungserfahrung abbilden.14 Gleichzeitig erschwert der vorgegebene
monokausale Analyseansatz es den Gerichten, Sachverhalte zu erkennen, in de-
nen eine intersektionale Diskriminierung vorliegt.15 Die an den einzelnen Merk-
malen des AGG ausgerichtete gerichtliche Analyse verfälscht die spezifische Dis-
kriminierungserfahrung, indem sie diese künstlich in die verschiedenen Diskri-
minierungsmerkmale aufspaltet. Betroffene werden vor die Wahl gestellt, sich
entweder den einzelnen Kategorien des AGG zuzuordnen, um zumindest parti-
ellen Rechtschutz zu erlangen oder vollständig durch die Lücken des Diskrimi-
nierungsschutzes zu fallen.16 In beiden Fällen bleibt der Diskriminierungsschutz
unzureichend.

B. Blaupause und Gang der Untersuchung

I. Bestandsaufnahme

Die intersektionale Diskriminierung befindet sich im „toten Winkel“17 des Anti-
diskriminierungsrechts. Der Regelungsrahmen des Diskriminierungsschutzes ist
auf die Analyse von Diskriminierungen wegen einzelner Merkmale zugeschnitten
und klammert deren Schnittstelle aus. Dementsprechend ist die Analyse inter-
sektionaler Diskriminierungserfahrungen auch in der einschlägigen nationalen
und unionalen Rechtsprechung zum Antidiskriminierungsrecht bislang kein
Thema. Nur ein einziges Mal äußerte sich der EuGH in der Rechtssache Parris
zur Kombination der Diskriminierungsmerkmale in der RL 2000/78/EG, auf der
auch das AGG beruht. Sein Urteil fällt apodiktisch abschlägig aus:

13 Weinberg, EuZA 2020, S. 60 (61); Makkonen, Multiple, Compound and Intersectional
Discrimination, S. 11.

14 A. Ludwig, in: Philipp/Meier/Apostolovski/Starl/Schmidlechner (Hrsg.), Intersektio-
nelle Benachteiligung und Diskriminierung, S. 217 (227 f.); Holzleithner, in: Hormel/Scherr
(Hrsg.), Diskriminierung, S. 95 (99).

15 Schiek/Mulder, in: Philipp/Meier/Apostolovski/Starl/Schmidlechner (Hrsg.), Intersek-
tionelle Benachteiligung und Diskriminierung, S. 43 (50 ff.); vgl. Baumgärtner, in: BeckOGK-
AGG, Stand: 01.11.2024, § 4 AGG Rn. 8.

16 Ebenso: Kahlo/Stein, NJW 2022, S. 2792 (2795).
17 Begriff nach: Chege, NZA 2022, S. 307 (308).
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„Hierzu ist festzustellen, dass eine Diskriminierung zwar auf mehreren der in Art. 1 der
Richtlinie 2000/78 genannten Gründe beruhen kann, dass es jedoch keine neue, aus der
Kombination mehrerer dieser Gründe […] resultierende Diskriminierungskategorie gibt,
die sich dann feststellen ließe, wenn eine Diskriminierung wegen dieser Gründe, einzeln
betrachtet, nicht nachgewiesen ist.“18

Für den EuGH ist die Schnittstelle der Diskriminierungsmerkmale rechtlich
nicht relevant. Eine nähere Auseinandersetzung mit den Wechselwirkungen ein-
zelner Merkmale erübrigt sich aus der Sicht des Gerichtshofs. Diese Reaktion
überrascht vor dem Hintergrund, dass die Kommission in verschiedenen Berich-
ten und Expertisen immer wieder auf die Notwendigkeit einer Regelung der in-
tersektionalen Diskriminierung hinweist.19 Auch in den Erwägungsgründen der
Antidiskriminierungs-Richtlinien wird bereits anerkannt, dass insbesondere
Frauen häufig Opfer mehrdimensionaler Diskriminierungen sind.20 Auch in der
Rechtswissenschaft ist die Forderung nach einer intersektionalen Diskriminie-
rung bereits seit Längerem präsent.21 Auf wissenschaftlicher und unionspoliti-
scher Ebene besteht damit ein Konsens, dass eine Schutzlücke im Hinblick auf
die intersektionale Diskriminierung im unionalen Antidiskriminierungsrecht
existiert.

18 EuGH v. 24.11.2016, C-443/15 – Parris, NZA 2017, S. 233 Rn. 80.
19 Siehe etwa: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – Nicht-
diskriminierung und Chancengleichheit: Erneuertes Engagement, vorgelegt am 02.07.2008,
KOM(2008) 420 endgültig, S. 10; Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments
vom 02.04.2009 zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Anwendung des Grund-
satzes der Gleichbehandlung ungeachtet der Religion oder der Weltanschauung, einer Behin-
derung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung, P6 TA(2009) 0211, S. 21 f.

20 Erwägungsgrund Nr. 4 der RL 2000/78/EG und Erwägungsgrund Nr. 14 der RL
2000/43/EG.

21 Siehe stellvertretend für den rechtswissenschaftlichen Diskurs: Chege, Multidimensi-
onal Discrimination in EU Law, 2010; dies., NJ 2012, S. 503 ff.; Fredman, in: Schiek/Chege
(Hrsg.), European Union Non-Discrimination Law, S. 73 ff.; dies., Discrimination Law,
2011; Degener, in: Schiek/Lawson (Hrsg.), European Union Non-Discrimination Law and
Intersectionality, S. 29 ff.; Nielsen, in: Schiek/Chege (Hrsg.), European Union Non-Discri-
mination Law, S. 31 ff.; Schiek, in: Schiek/Lawson (Hrsg.), European Union Non-Discrimi-
nation Law and Intersectionality, S. 11 ff.; dies., Maastricht J. Eur. & Comp. L. 2005,
S. 427 ff.; Schiek/Mulder, in: Philipp/Meier/Apostolovski/Starl/Schmidlechner (Hrsg.), Inter-
sektionelle Benachteiligung und Diskriminierung, S. 43 ff.; dies., in: Schiek/Lawson (Hrsg.),
EU Non-Discrimination Law and Intersectionality, S. 259 ff.; Mangold, RphZ 2016,
S. 152 ff.; Holzleithner, in: Hormel/Scherr (Hrsg.), Diskriminierung, S. 95 ff.; dies., in: Arioli/
Cottier/Farahmand/Küng (Hrsg.), Wandel der Geschlechterverhältnisse durch Recht?,
S. 3 ff.; Lembke/Liebscher, in: Philipp/Meier/Apostolovski/Starl/Schmidlechner (Hrsg.), In-
tersektionelle Benachteiligung und Diskriminierung, S. 261 ff.; spezifisch zum deutschen
Recht: Baer/Bittner/Göttsche, Mehrdimensionale Diskriminierung, 2010; Zinsmeister, Mehr-
dimensionale Diskriminierung; dies., in: Jacob/Köbsell/Wollrad (Hrsg.), Gendering Disabi-
lity, S. 113 ff.
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Darüber hinaus scheint das ablehnende Verdikt des EuGH in der Rechtssache
Parris neues Licht auf die Thematik geworfen zu haben.22 Aktuelle Rechtsakte
und andere legislative Instrumente weisen auf die Bedeutung der intersektionalen
Diskriminierung sowie die Notwendigkeit hin, diese rechtlich zu erfassen. 2021
veröffentlichte das Europäische Parlament eine Entschließung, die Gleichbe-
handlungs-Rahmenrichtlinie 2000/78/EG im Hinblick auf die Berücksichtigung
mehrdimensionaler und insbesondere intersektionaler Diskriminierung zu refor-
mieren.23 Die Entschließung fordert die Kommission sowie die Mitgliedstaaten
ausdrücklich auf, Maßnahmen gegen mehrdimensionale Diskriminierung zu
treffen.24 Das Europäische Parlament stellt dabei deutlich heraus, dass insbeson-
dere Frauen, LGBTQI-Personen, Roma und Flüchtlinge von mehrdimensiona-
ler Diskriminierung betroffen sind.25 Die im Mai 2023 jüngst verabschiedete Ent-
gelttransparenz-Richtlinie 2023/970/EU26 legt als Reaktion hierauf ein besonde-
res Augenmerk auf die bestehende Gefahr der intersektionalen Diskriminierung
insbesondere für Frauen sowie die Notwendigkeit einer rechtlichen Regelung.
Die Richtlinie verweist dabei auf alle in Art. 19 Abs. 1 AEUV genannten Dis-
kriminierungsmerkmale. In Erwägungsgrund Nr. 25 heißt es hierzu:

„[…] Frauen mit Behinderungen, Frauen unterschiedlicher Rasse oder ethnischer Her-
kunft, einschließlich Roma-Frauen, und junge oder ältere Frauen zählen zu den Gruppen,
die intersektioneller Diskriminierung ausgesetzt sein können. Mit der vorliegenden Richt-
linie sollte daher klargestellt werden, dass es im Zusammenhang mit geschlechtsspezifi-
scher Entgeltdiskriminierung möglich sein sollte, eine solche Kombination zu berücksich-
tigen, um etwaige Zweifel auszuräumen, die nach dem geltenden Rechtsrahmen in dieser
Hinsicht bestehen können […].“

Angesichts dieser angestrebten Reformprozesse ist zu fragen, ob es neuer Rege-
lungen bedarf, um eine Analyse der intersektionalen Diskriminierung zu ermög-
lichen. Schaut man sich die verschiedenen für das nationale Recht relevanten
Diskriminierungsverbote an, fällt der Blick auf Art. 21 Abs. 1 GRCh. Im Unter-
schied zu den Diskriminierungsverboten in den Antidiskriminierungs-Richtli-
nien und § 1 AGG wird der Merkmalskatalog von Art. 21 Abs. 1 GRCh durch ein

22 Treffend: Chege, NZA 2022, S. 307 (307).
23 Entschließung des Europäischen Parlaments zu der Umsetzung der RL 2000/78/EG des

Rates zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehand-
lung in Beschäftigung und Beruf unter Berücksichtigung der VN-BRK (2020/2086[INI]),
ABl. (EU) v. 24.11.2021, C-474/48.

24 ABl. (EU) v. 24.11.2021, C-474/48 Nr. 20, 25, 35, 38, 39.
25 Entschließung des Europäischen Parlaments zu der Umsetzung der RL 2000/78/EG des

Rates zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehand-
lung in Beschäftigung und Beruf unter Berücksichtigung der VN-BRK (2020/2086[INI]),
ABl. (EU) v. 24.11.2021, C-474/48 Nr. 25.

26 Richtlinie (EU) 2023/970 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. Mai 2023
zur Stärkung der Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und Frauen
bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit durch Entgelttransparenz und Durchsetzungsme-
chanismen, ABl. (EU) L 132/21.



7B. Blaupause und Gang der Untersuchung

insbesondere eingeleitet. Das primärrechtliche Diskriminierungsverbot könnte
somit als Anknüpfungspunkt dienen, um die Schnittstelle als eigenständige Dis-
kriminierungskategorie herzuleiten. Inwiefern diese sodann im nationalen Anti-
diskriminierungsrecht zu berücksichtigen ist, wird Gegenstand dieser Untersu-
chung sein. Es wird die These erörtert, ob Art. 21 Abs. 1 GRCh als „Blaupause“
dienen kann, um die intersektionale Diskriminierung bereits nach der geltenden
Unionsrechtslage im Antidiskriminierungsrecht herzuleiten. Auf dieser Grund-
lage wird ein dogmatischer Weg herausgearbeitet, um die Analyse der intersek-
tionalen Diskriminierung ohne weitere sekundärrechtliche Reformprozesse be-
reits nach dem geltenden Antidiskriminierungsrecht anzuerkennen und im pri-
vaten Arbeitsverhältnis zu etablieren.

Die Untersuchung beschränkt sich auf das Arbeitsrecht, da dieses aufgrund
seiner Besonderheiten und der Vielzahl der Anwendungsfälle in der Rechtspre-
chung als „Referenzmaterie für Entwicklungen im Bereich des europäischen
Grundrechtsschutzes“ insbesondere im Hinblick auf Diskriminierungsverbote
gilt.27 Der EuGH hat seine Rechtsprechungslinie zur horizontalen Anwendbar-
keit der Unionsgrundrechte in nationalen privaten Rechtsverhältnissen an
Art. 21 Abs. 1 GRCh entwickelt. Der Arbeitsplatz ist zudem ein Ort, der beson-
ders diskriminierungsanfällig ist. Dementsprechend gilt im nationalen Arbeits-
recht mit dem AGG ein differenzierter rechtlicher Rahmen zum Diskriminie-
rungsschutz. Dieser ist infolge der unionsrechtlichen Determination in das uni-
onale Antidiskriminierungsrecht eingebettet. Der Einfluss des Unionsrechts auf
das nationale Antidiskriminierungsrecht stellt somit den rechtlichen Rahmen der
Untersuchung.

II. Ziel und Gang der Untersuchung

Ziel dieser Untersuchung ist es, die im nationalen Recht und im Unionsrecht
bestehende Schutzlücke der intersektionalen Diskriminierung aufzuzeigen und
rechtsdogmatisch zu schließen. Dafür soll Art. 21 Abs. 1 GRCh als Blaupause
dienen.

Die Arbeit gliedert sich in drei Teile. Im Anschluss an diese Einleitung werden
im ersten Teil die konzeptionellen Grundlagen der Intersektionalitätsanalyse im
Antidiskriminierungsrecht erarbeitet. Der dieser Untersuchung zugrunde gelegte
Rechtsbegriff der intersektionalen Diskriminierung wird definiert und seine Re-
levanz beleuchtet (§ 1). Sodann wird die Unsichtbarkeit der intersektionalen Dis-
kriminierung im unionalen und nationalen Antidiskriminierungsrecht anhand
der relevanten Rechtsvorschriften sowie der einschlägigen Rechtsprechung des
EuGH aufgezeigt (§ 2). Darauf aufbauend wird das kategoriale System des An-
tidiskriminierungsrechts als Ursache für die Schutzlücke der intersektionalen
Diskriminierung aus dogmatisch-konzeptioneller Perspektive analysiert (§ 3).

27 Kokott, in: Klapp/Linck/Preis/Reinhard/Wolf (Hrsg.), FS I. Schmidt, S. 991.
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Der Teil schließt mit einer Zusammenfassung der Bedeutung der intersektionalen
Analyse für den Diskriminierungsschutz (§ 4).

Der zweite Teil soll das privatrechtsgestaltende Potential des in Art. 21
Abs. 1 GRCh normierten Diskriminierungsverbots für das nationale Arbeits-
recht im Hinblick auf die intersektionale Diskriminierung aufzeigen. Es wird
untersucht, inwiefern sich Art. 21 Abs. 1 GRCh in dogmatischer Hinsicht als
Blaupause eignet, die intersektionale Diskriminierung im nationalen Arbeits-
recht zu verankern. Dafür wird das Unionsgrundrecht ausgelegt, um die Schnitt-
stelle als eigenständige Diskriminierungskategorie herzuleiten (§ 5). Im An-
schluss werden die dogmatischen Wirkungen von Unionsgrundrechten im nati-
onalen Privatrecht typologisiert und analysiert (§ 6). Außerdem wird untersucht,
ob der Anwendungsbereich der Charta für die intersektionale Diskriminierung
eröffnet ist (§ 7). Die wesentlichen Erkenntnisse dieses Teils werden abschließend
ergebnisorientiert zusammengefasst (§ 8).

Auf der Basis dieser unionsrechtlichen Grundlagen zur Verortung von Art. 21
Abs. 1 GRCh wird das Diskriminierungsverbot in seiner intersektionalen Aus-
legung im dritten Teil als Blaupause über das nationale Recht gelegt. Der EuGH
hat eine umfassende Rechtsprechungslinie zur Horizontalwirkung von Art. 21
Abs. 1 GRCh entwickelt. Diese wird analysiert und dogmatisch eingeordnet (§ 9).
Darauf folgend werden der Inhalt und die Reichweite der mitgliedstaatlichen
Schutzpflicht aus Art. 21 Abs. 1 GRCh untersucht (§ 10). Im Kern geht es dabei
um die Frage, ob bereits im Wege der richterlichen Schutzpflicht aus Art. 21
Abs. 1 GRCh ein Verbot intersektionaler Diskriminierung im nationalen Ar-
beitsrecht umsetzbar ist. Dafür muss erörtert werden, inwiefern eine uni-
onsgrundrechtskonforme Auslegung des nationalen Rechts möglich ist, um die
Schnittstelle als eigenständige Diskriminierungskategorie bereits im geltenden
Rechtsrahmen anzuerkennen. In einem zweiten Schritt werden die Vorausset-
zungen der direkten Horizontalwirkung von Art. 21 Abs. 1 GRCh dargestellt
(§ 11). Im Fokus steht dabei die Erörterung der Frage, ob bereits private Arbeit-
geberinnen an das primärrechtliche Diskriminierungsverbot gebunden werden
können. Der dritte Teil endet ebenfalls mit einer ergebnisorientierten Zusam-
menfassung der dogmatischen Herleitung der intersektionalen Diskriminierung
aus Art. 21 Abs. 1 GRCh (§ 12).

Am Ende der Untersuchung werden die Ergebnisse in Thesenform zusam-
mengefasst. Auf dieser Grundlage schließt die Untersuchung mit einem Aus-
blick.



Teil 1

Intersektionale Diskriminierung de lege lata:
Probleme in der Konzeptualisierung

Um die deklarierte Schutzlücke an der Schnittstelle der Diskriminierungsmerk-
male im unionalen Antidiskriminierungsrecht zu schließen, muss diese in einem
ersten Schritt verortet werden. Die Verortung ist Aufgabe dieses ersten Teils. Es
wird der dieser Untersuchung zugrunde gelegte Begriff der intersektionalen Dis-
kriminierung bestimmt und die Intersektionalität als „diskursanalytisches Werk-
zeug“1 für das Antidiskriminierungsrecht beleuchtet.

1 Vgl. Matsuda, Stan. L. Rev. 1990, S. 1183 (1183 ff.); Markard, KJ 2009, S. 353 f.; dies., in:
Bereswill/Degenring/Stange (Hrsg.), Intersektionalität und Forschungspraxis, S. 20 (20 ff.);
Bereswill, in: Bereswill/Degenring/Stange (Hrsg.), Intersektionalität und Forschungspraxis,
S. 210 (213); Solanke, Discrimination as Stigma, S. 143.



§ 1 Bedeutung der Intersektionalität für
das Antidiskriminierungsrecht

A. Begriffsbestimmung: Intersektionalität

Wenn es um die Beschreibung einer Diskriminierung aus mehreren Gründen
geht, die miteinander verknüpft sind, werden die Begriffe „Intersektionalität“,
„Mehrdimensionalität“ und „Mehrfachdiskriminierung“ häufig synonym ver-
wendet. Allerdings bestehen in der rechtswissenschaftlichen Analyse bedeutende
Differenzierungen. Die verschiedenen Begriffe und die ihnen zugrunde liegenden
Diskriminierungsformen werden daher zu Beginn der Untersuchung typologi-
siert und terminologisch voneinander abgegrenzt. Die Entwicklung der Termi-
nologie ist eng mit der Entstehungsgeschichte der Intersektionalität verbunden.
Diese wird daher zunächst nachgezeichnet.

I. Intersektionalität nach Kimberlé Crenshaw

Der Begriff der „intersectionality“ bzw. der „Intersektionalität“ geht zurück auf
die amerikanische Juristin Kimberlé Williams Crenshaw. In ihrem 1989 publizier-
ten Aufsatz „Demarginalizing the Intersection of Race and Sex: A Black Femi-
nist Critique of Antidiscrimination Doctrine, Feminist Theory and Antiracist
Politics“1 analysierte Crenshaw die Entscheidungen mehrerer amerikanischer
Arbeitsgerichte gemäß Title VII des Civil Rights Acts2 im Hinblick auf den Dis-
kriminierungsschutz Schwarzer Frauen. Crenshaw arbeitete heraus, dass
Schwarze Frauen vor Diskriminierungen am Arbeitsplatz rechtlich grundsätz-
lich schutzlos blieben: Je nachdem, ob ihre Diskriminierungserfahrung unter
dem Blickwinkel der „Rasse“ oder des Geschlechts untersucht wurde, fand ein
Vergleich mit Schwarzen Männern oder weißen Frauen statt. Eine Diskriminie-

1 Crenshaw, University of Chicago Legal Forum 1989, S. 139 ff.; siehe die deutsche Über-
setzung des Aufsatzes „Die Intersektion von ,Rasse‘ und Geschlecht demarginalisieren: Eine
Schwarze feministische Kritik am Antidiskriminierungsrecht, der feministischen Theorie und
der antirassistischen Politik“ in: Crenshaw, in: Lutz/Vivar/Supik (Hrsg.), Fokus Intersekti-
onalität, S. 35 ff.

2 Title VII des Civil Rights Act von 1964 ist ein amerikanisches Bürgerrechtsgesetz, das
Arbeitnehmer vor Diskriminierungen aufgrund der Merkmale „Rasse“, Hautfarbe, natio-
nale Herkunft, Geschlecht und Religion im Arbeitsverhältnis schützt.
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